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Begrüßung und Einführung
Helmut Watzlawik
Abteilungsleiter für Gesundheit im Ministerium für Arbeit,
Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen

Begrüßung und Dank

Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich begrüße Sie – auch im Namen von Minister Karl-Josef Laumann und

Herrn Staatssekretär Dr. Edmund Heller – sehr herzlich zum diesjährigen
16. Krankenhausrechtstag des nordrhein-westfälischen Gesundheitsministe-
riums.

Auf unserer heutigen Fachtagung beschäftigen sich Rechtsexpertinnen
und Rechtsexperten mit aktuellen Themen der Krankenhauslandschaft und
des Gesundheitswesens. Freuen Sie sich auf die Gelegenheit zu einem
Gedanken- und Meinungsaustausch!

Programm

Sehr verehrte Damen und Herren,
unsere jährlich stattfindende Veranstaltung bleibt dem Konzept der Veran-

staltung treu:
Wir setzen nicht ein Schwerpunktthema, sondern widmen uns der ganzen

Bandbreite des Krankenhausrechts.
Herr Professor Burgi von der Ludwig-Maximilians-Universität München

gibt uns einen Einblick zur Abwägungsdogmatik im Krankenhausrecht.
Wir versprechen uns davon Impulse für die Planaufstellung wie auch bei
den Einzelentscheidungen im Planvollzug. Herr Professor Burgi, vielen
Dank, dass Sie heute hier bei uns sind.

Mit einem aktuellen Aspekt der Krankenhausfinanzierung, dem Thema
„Rechtsfragen des Strukturfonds“, beschäftigt sich Herr Dr. Sichert vom
Bundesversicherungsamt. Erst jüngst hat der Bund den Krankenhausstruk-
turfonds neu aufgelegt, daher bleiben uns hierzu sicherlich auch differen-
zierte rechtliche Fragen erhalten. Wir freuen uns auf Ihren Vortrag, Herr Dr.
Sichert.

Herr Dr. Makoski, Rechtsanwalt aus Düsseldorf, verschafft uns einen
Überblick zu einem Thema, das bislang noch nicht beim Düsseldorfer Kran-
kenhausrechtstag vertreten war: dem Steuerrecht. Und zwar geht es konkret
um „Umsatzsteuerrechtliche Fragestellungen bei Krankenhäusern und Aus-
wirkungen auf die Kostenträger“. Auch Ihnen ein herzliches Willkommen,
Herr Dr. Makoski.
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Das Thema der Pflegepersonalvorgaben ist durch das Pflegepersonalstär-
kungsgesetz verstärkt in den Fokus geraten. Frau Rechtsanwältin Moll aus
München referiert zum Thema „Untergrenzen, Quoten und Quotienten –

rechtliche Konsequenzen von Pflegepersonalvorgaben“. Herzlich Willkom-
men, Frau Moll.

Ob in Haftungsfragen oder auch im Rahmen der Krankenhausaufsicht –
oftmals steht die Frage im Raum, wie weit die „Organisationsverantwortung
des Krankenhausträgers“ reicht. Herr Dr. Eufinger aus Frankfurt am Main
wird unseren Blick auf diese Problematik erhellen. Schön, dass Sie hier
sind, Herr Dr. Eufinger.

Blick auf Nordrhein-Westfalen

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

Krankenhausplanung
Unser Ziel ist es, die Krankenhauslandschaft in Nordrhein-Westfalen noch
effizienter zu gestalten, die Versorgungsqualität durch strukturelle Verbesse-
rungen weiter zu erhöhen.

Wie wollen wir dieses Ziel erreichen? Das kann man dem Koalitionsver-
trag entnehmen und in einigen Stichworten zusammenfassen:
• Zentralisierung,
• Spezialisierung,
• Ausrichtung an Strukturqualität und Fallzahlen.

Wir wollen eine Krankenhausplanung, die sich nicht an der Bettenzahl ori-
entiert, sondern an Strukturqualitätskriterien wie z. B. Fallzahlen. Bei all-
dem darf es keine medizinische Versorgung zweiter Klasse geben! Letztlich
werden sich auch diese Zielvorstellungen angesichts der Notwendigkeit
einer flächendeckenden Versorgung nicht ohne Kompromisse realisieren
lassen. So brauchen wir – in einzelnen Bereichen wie z. B. der Notfallver-
sorgung – selbstverständlich auch eine gut erreichbare Versorgung. Und wir
müssen für gleichwertige Lebensverhältnisse auch im ländlichen Bereich
einstehen.

Unser Ziel ist eine aktivere, schnellere, gestaltendere Krankenhauspla-
nung als in den letzten Jahren. Vor diesem Hintergrund werden wir einen
neuen Krankenhausplan aufstellen.

Wir haben dazu ein Gutachten in Auftrag gegeben. Das Gutachten wird
• die aktuelle Versorgungsstruktur erfassen,
• dabei die regionale Unter- und Überversorgung ermitteln,
• eine Prognose sowie Handlungsempfehlungen für die zukünftige Kran-

kenhausplanung abgeben und
• Alternativen aufzeigen zur reinen Bettenplanung.

Helmut Watzlawik



15

Im Sommer 2019 erhalten wir das fertige Gutachten. Anschließend folgt die
Entwicklung eines Konzeptes für eine zukunftssichere Krankenhauspla-
nung gemeinsam mit dem Landesausschuss für Krankenhausplanung.

Unser Ziel ist die Vorlage des Entwurfs eines Krankenhausplanes bis Ende
des Jahres 2019.

Dabei steht die Qualität der medizinischen Versorgung für uns natürlich
im Fokus.

Krankenhausfinanzierung

Planung funktioniert nicht ohne Finanzierung.
In NRW existieren drei Hauptsäulen der Krankenhausfinanzierung:

• die Pauschalförderung,
• der Krankenhausstrukturfonds und
• die Einzelförderung.

Pauschalförderung

Bereits im Herbst 2017 haben wir bei der Pauschalförderung erheblich
draufgesattelt und allen Kliniken in NRW insgesamt einmalig mehr als
250 Millionen Euro zusätzlich an Mitteln zur Verfügung gestellt.

Krankenhausstrukturfonds

Die zweite wesentliche Säule wird der neue Krankenhausstrukturfonds bil-
den. Der Bund hat sich entschlossen, den Bundesstrukturfonds weiterzufüh-
ren. Dies begrüßen wir sehr. Insgesamt stehen damit ab 2019 jährlich (mit
Landesanteil) rund 210 Mio. € für nordrhein-westfälische Krankenhäuser
zur Verfügung, d. h. 840 Mio. € für die Jahre 2019 bis 2022.

Das Land beabsichtigt, diese Mittel gezielt einzusetzen, um strukturver-
bessernde Maßnahmen zu fördern. Im Fokus stehen hier insbesondere trä-
gerübergreifende Projekte, um Doppelstrukturen zu beseitigen und die Ver-
sorgungsqualität zu erhöhen.

Dieser Schwerpunkt, der für die Förderperiode in 2019 und 2020 gelten
soll, wurde aktuell mit den Krankenkassen in einer „Gemeinsamen Erklä-
rung“ vereinbart. Auf unserer Homepage ist diese auch veröffentlicht.

Auf diese Weise soll die Krankenhauslandschaft mit Hilfe der Struktur-
fondsmittel weiterentwickelt und zukunftsfähig gemacht werden.

Einzelförderung

Das dritte Förderinstrument zur Investitionskostenfinanzierung in Nord-
rhein-Westfalen stellt die Einzelförderung dar. Diese hat die Landesregie-

Begrüßung und Einführung



16

rung mit dem Entfesselungspaket I in 2018 für Krankenhäuser (wieder) ein-
geführt. Die Einzelförderung ergänzt damit die bewährte Pauschalförderung.

2018 lag der Schwerpunkt auf den seltenen Erkrankungen mit einem
besonderen Fokus auf Kinder und Jugendliche (33 Mio. Euro). Im Fokus
der Förderung stehen 2019 zwei Förderkriterien:
1. der Abbau doppelt vorgehaltener Leistungsstrukturen und
2. die nachhaltige Stärkung der Leistungsstrukturen in ländlichen Versor-

gungsgebieten.

Aber es gibt in NRW auch Landschaften, in denen eher eine Unterversor-
gung zu befürchten ist. Diese Regionen dürfen nicht aus dem Blick verloren
werden und müssen gestärkt werden. So soll eine Sicherstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse im ländlichen Raum erreicht werden. Ziel ist dabei
stets die Erhöhung der Strukturqualität durch Strukturveränderungen.

In 2019 stehen rund 66 Millionen Euro für die Einzelförderung bereit.

Schluss

Mit dem neuen Krankenhausplan und den Förderinstrumenten werden wir
zentrale Weichen stellen, um Veränderungen in der Krankenhauslandschaft
anzustoßen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche der Tagung einen
guten Verlauf mit spannenden Diskussionen.

Helmut Watzlawik


